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W216 2201944-1/15E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Marion STEINER tber die Beschwerde von XXXX , geb.
XXXX alias XXXX alias XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch Rechtsanwaltin Mag. Nadja LORENZ, Burggasse 116,
1070 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 21.06.2018, ZI. XXXX , nach
Durchfuihrung einer miundlichen Verhandlung am 19.05.2021, zu Recht erkannt:

A)

I. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wird gemaR8 3 Abs. 1 AsylG 2005 als
unbegrindet abgewiesen.

Il. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt . des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und XXXX gemal? & 8 Abs. 1
Z 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan zuerkannt.

I1l. Gemal3 § 8 Abs. 4 AsylG 2005 wird XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter fur
die Dauer von einem Jahr erteilt.

IV. Die Spruchpunkte IlI. bis VI. des angefochtenen Bescheides werden ersatzlos behoben.
B)
Die Revision ist gemald Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text
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Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:
1. Der BeschwerdefUhrer stellte am 27.06.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

2. Bei seiner Erstbefragung durch Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes am 27.06.2016 gab der
Beschwerdefiihrer zusammengefasst an, dass er afghanischer Staatsangehoriger sowie Angehoriger der Volksgruppe
der Tadschiken sunnitisch-muslimischen Glaubens sei. Als Fluchtgrund fihrte der Beschwerdefihrer familiare
Probleme ins Treffen. Nachdem der Ehemann seiner Schwester B. von Feinden getdtet worden sei und diese
Schwester sodann bei ihrer Familie gelebt habe, sei die Familie des Beschwerdefiihrers vom Schwiegervater dieser
Schwester mit dem Tod bedroht worden. Darlber hinaus verwies der BeschwerdefUhrer auf die prekare
Sicherheitslage in Afghanistan. Er gab weiters an, dass viele seiner Familienangehorigen, darunter seine Eltern, seine
Ehefrau und vier S6hne sowie eine Tochter und zwei Schwestern bei der Flucht gestorben seien. Einen weiteren
Bruder und fanf Schwestern habe der Beschwerdefihrer auf der Reise aus den Augen verloren. Zwei weitere Brider

wiirden als anerkannte Fliichtlinge in Osterreich leben.

3. Nach Zulassung des Verfahrens in Osterreich (Anmerkung: Die Zulassung des Verfahrens war bereits Gegenstand
des Dublin-Verfahrens und wird hier mangels Relevanz fur das gegenstandliche, inhaltliche Verfahren nicht mehr
dargestellt) erganzte der Beschwerdefiihrer im Zuge der durchgefuhrten Einvernahme vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: BFA) am 25.04.2018 seine Angaben hinsichtlich Staatsangehorigkeit,
Volksgruppen- und Religionszugehorigkeit, Herkunftsort und Schulbesuch. Zu seinem Fluchtgrund gab er
zusammengefasst an, dass er und seine Familie wegen einer familidren Streitigkeit mit der Schwiegerfamilie seiner
Schwester Afghanistan verlassen hatten. Bei der Familie, in welche seine Schwester B. eingeheiratet hatte, habe es sich
um eine machtige Taliban-Familie gehandelt. Nach dem Tod des Ehemannes der Schwester B. habe dessen Familie die
Schwester B. mit dem psychisch kranken Bruder des getdteten Ehemannes verheiraten wollen. Um die Schwester vor
dieser Zwangsheirat zu schiutzen, habe die Familie des Beschwerdefuhrers sie unter einem Vorwand wieder nach
Hause geholt. Die Schwester und auch der Vater des Beschwerdeflhrers hatten Drohanrufe erhalten. Die Familie des
Beschwerdefiihrers habe sich sowohl an die Polizei als auch an das Ministerium fur Frauen gewandst, jedoch sei ihnen
nicht geholfen worden. Selbst als sie mehrmals die Adresse gewechselt hatten, hatten die Bedrohungen nicht
aufgehort, weshalb sie letztlich geflogen seien. Auf der Flucht seien viele Familienangehdrige des Beschwerdefiihrers
ums Leben gekommen, weshalb der Beschwerdefihrer auch unter psychischen Problemen leide. Weitere
Familienangehérige wiirden sich in Osterreich befinden. Nunmehr wiirden auch die Brider der verstorbenen Ehefrau
des Beschwerdeflhrers diesem zusatzlich vorwerfen, Schuld am Tod seiner Ehefrau zu haben und wirden diesen
bedrohen. Seit der Beschwerdefiihrer in Osterreich sei, habe er wieder - traditionell - eine Afghanin geheiratet.

Im Rahmen der Einvernahmen legte der Beschwerdeflihrer ein Konvolut an Unterlagen zu seiner Person sowie auch zu
seiner Familie und der von ihm geschilderten Bedrohungslage vor.

4. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des BFA vom 21.06.2018 wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf
internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten gemaR 8 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1
Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt I.) sowie hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan gemald § 8 Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt II.)
abgewiesen. Ein Aufenthaltstitel aus berUcksichtigungswirdigen Grinden wurde dem Beschwerdefiihrer gemaR § 57
AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt I1l.). GemaR§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm§& 9 BFA-VG wurde gegen den
Beschwerdefiihrer eine Rickkehrentscheidung nach § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen (Spruchpunkt IV.). Es wurde gemaR§
52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Afghanistan gemal 46 FPG zulassig ist
(Spruchpunkt V.). Schlief3lich wurde ausgesprochen, dass die Frist fir die freiwillige Ausreise des Beschwerdefiihrers
gemal § 55 Abs. 1 bis 3 FPG 14 Tage ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung betragt (Spruchpunkt VI.).

5. Dagegen brachte der Beschwerdeflhrer das Rechtsmittel der Beschwerde ein, worin er nochmals seine bisherigen
Fluchtgriinde zusammenfasste und auf seine psychische Erkrankung, die prekare Sicherheitslage in Afghanistan sowie
sein schiitzenswertes Privat- und Familienleben in Osterreich verwies. Zugleich legte er drztliche Bestatigungen vor.

6. Die Beschwerde und der Verwaltungsakt langten am 26.07.2018 beim Bundesverwaltungsgericht ein.
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7. Am 26.04.2021 sowie am 19.05.2021 langte jeweils eine Stellungnahme des Beschwerdefihrers (zu seiner
Integration, zu seinen Fluchtgrinden, zur Lage in Afghanistan sowie zu seinem Gesundheitszustand) beim
erkennenden Gericht samt Urkundenvorlage ein.

8. Am 19.05.2021 fUhrte das Bundesverwaltungsgericht eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durch, an welcher der
Beschwerdefihrer, seine Rechtsvertreterin und ein Zeuge (ein Halbbruder des Beschwerdefiihrers) teilnahmen und
der eine Dolmetscherin fir die Sprachen Dari, Farsi und Paschtu beigezogen wurde. Ein Vertreter der belangten
Behdérde nahm (entschuldigt) nicht teil. Der Beschwerdeflihrer wurde vom erkennenden Gericht eingehend zu seiner
Identitat, Herkunft, zu den personlichen Lebensumstanden, zu seinen Fluchtgrinden sowie zu seinem Privat- und

Familienleben in Osterreich befragt.
Hinsichtlich der Landerinformationen verwies die anwesende Rechtsvertreterin auf die eingebrachte Stellungnahme.

Der Zeuge wurde u.a. in Hinblick auf das Verhdltnis zum Beschwerdefiihrer, dessen Gesundheitszustand und

Integration sowie zu den Problemen des Beschwerdeflhrers in Afghanistan befragt.

Im Rahmen der mundlichen Verhandlung legte der Beschwerdefuhrer eine Stellungnahme, einen Befundbericht sowie

integrationsbestatigende Unterlagen vor.

9. Am 02.06.2021 wurden dem Bundesverwaltungsgericht arztliche Unterlagen den Beschwerdeflhrer betreffend

Ubermittelt.

10. Am 05.10.2021 langte ein polizeilicher Abschlussbericht Uber den Verdacht auf Diebstahl beim erkennenden

Gericht ein.

11. Am 10.11.2021 wurde das Bundesverwaltungsgericht tUber den (vorldufigen) Rucktritt von der strafrechtlichen
Verfolgung wegen Diebstahls durch die Staatsanwaltschaft XXXX (Probezeit: 1 Jahr) informiert.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Im vorliegenden Fall wurde Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes des
Beschwerdefihrers; durch Einsichtnahme in die im Verlauf des Verfahrens vorgelegten Unterlagen, in aktuelle Auszlge
aus Strafregister, GVS und ZMR sowie durch Einsichtnahme in die in das Verfahren eingebrachten Informationen zum
Herkunftsstaat. Weiters herangezogen wurden die Angaben des Beschwerdeflihrers in der Erstbefragung vom
27.06.2016, der Einvernahme vor dem BFA am 25.04.2018 nach der Zulassung des Verfahrens und in der mindlichen

Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 19.05.2021. Demnach steht folgender Sachverhalt fest:
1. Feststellungen (Sachverhalt):
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdefihrer fuhrt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehdriger Afghanistans und Angehdriger

der Volksgruppe der Tadschiken sunnitisch-muslimischen Glaubens.

Die Muttersprache des Beschwerdefuhrers ist Dari. Der Beschwerdefuhrer hat aber auch Sprachkenntnisse in Paschtu,

Farsi, ein wenig Englisch und Franzésisch.

Der Beschwerdefiihrer stammt aus Kabul und hat dort bis zu seiner Ausreise nach Osterreich gelebt. Der
Beschwerdeflihrer besuchte in Afghanistan drei Jahre lang die Schule. Er kann ein wenig lesen und schreiben. Der
Beschwerdefiihrer hat in Afghanistan seinem Vater im Lebensmittelgeschaft ausgeholfen und ab seinem 18.

Lebensjahr als Makler im XXXX gearbeitet.
In Afghanistan leben derzeit keine Angehdrigen der Kernfamilie des Beschwerdefuhrers.

Der Beschwerdefuhrer leidet unter psychischen Problemen. So wurde bei ihm die Diagnose "PTBS mit Panikattacken"
gestellt, die auch mit Schlafstérungen und chronischen Kopfschmerzen einhergeht, weshalb er auch in psychiatrisch
facharztlicher Behandlung war und ihm Medikamente verschrieben wurden. Er ist sonst aber kérperlich gesund und
arbeitsfahig und befand sich zum Zeitpunkt der miindlichen Verhandlung (bzw. bereits schon zuvor) nicht mehr in

Behandlung.

Der Beschwerdefiihrer ist verwitwet. Seine Kinder sind verstorben. In Osterreich leben ein leiblicher Bruder und zwei

Halbbriider, eine Schwester, Cousins des Vaters sowie ein Neffe des Beschwerdefiihrers. Die in Osterreich



befindlichen Geschwister des Beschwerdefiihrers sind alle verheiratet bzw. haben eigene Familien. Weitere
Familienangehorige des Beschwerdeflihrers befinden sich im Iran, in Griechenland und in der Turkei. Der
Beschwerdefiihrer hat in Osterreich erneut - traditionell - eine afghanische Staatsangehérige mit subsididrem
Schutzstatus geheiratet. Die Beziehung der beiden ist aber mittlerweile wieder beendet.

Der Beschwerdefhrer hat in Osterreich Integrationsbemiihungen gezeigt. Eine genauere Darstellung kann jedoch an
dieser Stelle unterbleiben, da sie gegenstandlich nicht entscheidungsrelevant ist (siehe hiezu insbesondere die
rechtlichen Ausfihrungen).

Derzeit bezieht der Beschwerdefuhrer Leistungen aus der Grundversorgung.
Der Beschwerdefihrer ist gerichtlich unbescholten.
1.2. Zu den geltend gemachten Fluchtgrinden:

Der Beschwerdefuhrer war im Herkunftsstaat weder einer individuellen gegen ihn gerichteten Verfolgung seitens der
verfeindeten Schwiegerfamilie seiner Schwester B. bzw. der Briider seiner verstorbenen Ehefrau ausgesetzt noch ware
er im Falle seiner Riickkehr nach Afghanistan einer solchen ausgesetzt.

Der Beschwerdefiihrer ist in Afghanistan weder vorbestraft noch wurde er dort jemals inhaftiert. Der
Beschwerdefiihrer war nie politisch tatig und gehorte nie einer politischen Partei an.

Weiters kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefihrer ohne Hinzutreten weiterer wesentlicher
individueller Merkmale mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit eine gegen ihn gerichtete Verfolgung oder Bedrohung
durch staatliche Organe oder (von staatlichen Organen geduldet:) durch Private, sei es vor dem Hintergrund seiner
ethnischen Zugehdrigkeit (Tadschike), seiner Religion (sunnitischer Islam), Nationalitat (Afghanistan), Zugehdrigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Gesinnung zu erwarten hatte.

Es kann auch nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefuhrer aufgrund der Tatsache, dass er sich seit Juni 2016
in Europa aufhdlt, im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan psychischer und/oder physischer Gewalt oder anderen
erheblichen Eingriffen ausgesetzt ware. Er hat keine "westliche Lebenseinstellung" angenommen, welche im
Widerspruch zur Gesellschaftsordnung in Afghanistan steht.

1.3. Zur Rickkehrsituation des Beschwerdeflihrers in den Herkunftsstaat:

Dem Beschwerdefihrer wuirde bei einer Rlckkehr nach Afghanistan aufgrund des jungst erfolgten
Regierungsumsturzes durch die Taliban und der derzeit vorherrschenden schlechten Sicherheitslage zum
Entscheidungszeitpunkt ein Eingriff in seine kdrperliche Unversehrtheit drohen. Es kann somit eine Verletzung der
korperlichen Unversehrtheit des Beschwerdefihrers aufgrund der instabilen Sicherheitslage und der damit
einhergehenden willkiirlichen Gewalt in Afghanistan nicht ausgeschlossen werden.

Der Beschwerdefuhrer kann weder an seinen Heimatort Kabul zurtickkehren noch ist es ihm mdglich bzw. zumutbar,
sich im Ruckkehrfall in einer weiteren der bisher als sicher geltenden GroRstadte Afghanistans niederzulassen,
insbesondere nicht, nachdem die Stadte Herat und Mazar-e Sharif nun ebenfalls von den Taliban eingenommen

wurden.

Im Falle einer Verbringung des Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat droht diesem ein reales Risiko einer
Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958 (in der Folge EMRK).

1.4. Zur maligeblichen Situation in Afghanistan:

Betreffend die allgemeine Lage in Afghanistan werden die im Landerinformationsblatt der Staatendokumentation
Afghanistan vom 16.09.2021 enthaltenen Informationen wie folgt auszugsweise festgestellt:

"Politische Lage
Letzte Anderung: 16.09.2021

Afghanistan war [vor der Machtibernahme der Taliban] ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert
sind. Auf einer Flache von 652.860 Quadratkilometern leben ca. 32,9 Millionen bis 39 Millionen Menschen.

Nachdem der bisherige Prasident Ashraf Ghani am 15.8.2021 aus Afghanistan geflohen war, nahmen die Taliban die
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Hauptstadt Kabul als die letzte aller grolRen afghanischen Stadte ein. Ghani gab auf seiner Facebook-Seite eine
Erklarung ab, in der er den Sieg der Taliban vor Ort anerkannte. Diese Erklarung wurde weithin als Rucktritt
interpretiert, obwohl nicht klar ist, ob die Erkldrung die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen fir einen Rucktritt des
Prasidenten erfullt. Amrullah Saleh, der erste Vizeprasident Afghanistans unter Ghani, beanspruchte in der Folgezeit
das Amt des Ubergangsprasidenten fiir sich. Er ist Teil des Widerstands gegen die Taliban im Panjshir-Tal. Ein so
genannter Koordinationsrat unter Beteiligung des friheren Prasidenten Hamid Karzai, Abdullah Abdullah (dem
friheren AuBenminister und Leiter der Delegation der vorigen Regierung bei den letztendlich erfolglosen
Friedensverhandlungen) und Gulbuddin Hekmatyar fihrte mit den Taliban informelle Gesprache Uber eine
Regierungsbeteiligung, die schlie3lich nicht zustande kam Denn unabhéangig davon, wer nach der afghanischen
Verfassung das Prasidentenamt innehat, kontrollieren die Taliban den gréRten Teil des afghanischen Staatsgebiets. Sie
haben das Islamische Emirat Afghanistan ausgerufen und am 7.9.2021 eine neue Regierung angekindigt, die sich
groRtenteils aus bekannten Taliban-Figuren zusammensetzt.

Die Taliban lehnen die Demokratie und ihren wichtigsten Bestandteil, die Wahlen, generell ab. Sie tun dies oftmals mit
Verweis auf die Mangel des demokratischen Systems und der Wahlen in Afghanistan in den letzten 20 Jahren, wie auch
unter dem Aspekt, dass Wahlen und Demokratie in der vormodernen Periode des islamischen Denkens, der Periode,
die sie als am authentischsten ,islamisch” ansehen, keine Vorldufer haben. Sie halten einige Methoden zur Auswabhl
von Herrschern in der vormodernen muslimischen Welt fir authentisch islamisch - zum Beispiel die Shura Ahl al-Hall
wa'l-Aqd, den Rat derjenigen, die qualifiziert sind, einen Kalifen im Namen der muslimischen Gemeinschaft zu wahlen
oder abzusetzen. Ende August 2021 kiindigten die Taliban an, eine Verfassung auszuarbeiten, jedoch haben sie sich zu
den Einzelheiten des Staates, den ihre Fihrung in Afghanistan errichten mochte, bislang bedeckt gehalten.

Im September 2021 kiindigten sie die Bildung einer ,Ubergangsregierung” an. Entgegen friiherer Aussagen handelt es
sich dabei nicht um eine ,inklusive” Regierung unter Beteiligung unterschiedlicher Akteure, sondern um eine reine
Talibanregierung. Darin vertreten sind Mitglieder der alten Talibanelite, die schon in den 1990er Jahren zentrale Rollen
besetzte, erganzt mit Taliban-Fihrern, die im ersten Emirat noch zu jung waren, um zu regieren. Die allermeisten sind
Paschtunen. Angefiihrt wird die neue Regierung von Mohammad Hassan Akhund. Er ist Vorsitzender der Minister, eine
Art Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des héchsten Taliban-Fihrungszirkels, der sogenannten
Rahbari-Shura, besser bekannt als QuettaShura. Einer seiner Stellvertreter ist Abdul Ghani Baradar, der bisher das
politische Buro der Taliban in Doha geleitet hat und so etwas wie das 6ffentliche Gesicht der Taliban war, ein weiterer
Stellvertreter ist Abdul Salam Hanafi, der ebenfalls im politischen Biiro in Doha tatig war. Mohammad Yakub, Sohn des
Taliban-Grinders Mullah Omar und einer der Stellvertreter des Taliban-Fuhrers Haibatullah Akhundzada, ist neuer
Verteidigungsminister. Sirajuddin Haqgani, der Leiter des Haqqani-Netzwerks, wurde zum Innenminister ernannt. Das
Haqggani-Netzwerk wird von den USA als Terrororganisation eingestuft. Der neue Innenminister steht auf der
Fahndungsliste des FBI und auch der Vorsitzende der Minister, Akhund, befindet sich auf einer Sanktionsliste des UN-
Sicherheitsrates.

Ein Frauenministerium findet sich nicht unter den bislang angekiindigten Ministerien, auch wurden keine Frauen zu
Ministerinnen ernannt [Anm.: Stand 7.9.2021]. Daflir wurde ein Ministerium fur ,Einladung, Fihrung, Laster und
Tugend” eingefihrt, das die Afghanen vom Namen her an das Ministerium ,fir die Férderung der Tugend und die
Verhltung des Lasters"” erinnern durfte. Diese Behdrde hatte wahrend der ersten Taliban-Herrschaft von 1996 bis 2001
Menschen zum Gebet gezwungen oder Manner dafur bestraft, wenn sie keinen Bart trugen. Die hdchste Instanz der
Taliban in religidsen, politischen und militarischen Angelegenheiten, der ,Amir al Muminin” oder ,Emir der Glaubigen”
Mullah Haibatullah Akhundzada wird sich als ,Oberster FUhrer” Afghanistans auf religiose Angelegenheiten und die
Regierungsfiihrung im Rahmen des Islam konzentrieren. Er kiindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das

Leben in Afghanistan den Gesetzen der Scharia unterworfen werden.

Bezlglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behdrden und Ministerien
Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst
zurlickzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten. Es gibt Anzeichen dafiir, dass einige Anfuhrer der
Gruppe die Grenzen ihrer Fahigkeit erkennen, den Regierungsapparat in technisch anspruchsvolleren Bereichen zu
bedienen. Zwar haben die Taliban seit ihrem Erstarken in den vergangenen zwei Jahrzehnten in einigen landlichen



Gebieten Afghanistans eine so genannte Schattenregierung ausgeubt, doch war diese rudimentar und von begrenztem
Umfang, und in Bereichen wie Gesundheit und Bildung haben sie im Wesentlichen die Dienstleistungen des
afghanischen Staates und von Nichtregierungsorganisationen ibernommen.

Bis zum Sturz der alten Regierung wurden ca. 75% bis 80% des afghanischen Staatsbudgets von Hilfsorganisationen
bereitgestellt, Finanzierungsquellen, die zumindest fur einen ldngeren Zeitraum ausgesetzt sein werden, wahrend die
Geber die Entwicklung beobachten. So haben die EU und mehrere ihrer Mitgliedsstaaten in der Vergangenheit mit der
Einstellung von Hilfszahlungen gedroht, falls die Taliban die Macht dbernehmen und ein islamisches Emirat ausrufen
sollten, oder Menschen- und Frauenrechte verletzen sollten. Die USA haben rund 9,5 Milliarden US-Dollar an Reserven
der afghanischen Zentralbank sofort [nach der Machtibernahme der Taliban in Kabul] eingefroren, Zahlungen des IWF
und der EU wurden ausgesetzt. Die Taliban verfugen weiterhin Gber die Einnahmequellen, die ihren Aufstand
finanzierten, sowie Uber den Zugang zu den Zolleinnahmen, auf die sich die friihere Regierung fir den Teil ihres
Haushalts, den sie im Inland aufbrachte, stark verlieB. Ob neue Geber einspringen werden, um einen Teil des Defizits
auszugleichen, ist noch nicht klar.

Die USA zeigten sich angesichts der Regierungsbeteiligung von Personen, die mit Angriffen auf US-Streitkrafte in
Verbindung gebracht werden, besorgt und die EU erklarte, die islamistische Gruppe habe ihr Versprechen gebrochen,
die Regierung ,integrativ und reprasentativ’ zu machen. Deutschland und die USA haben eine baldige Anerkennung
der von den militant-islamistischen Taliban verkiindeten Ubergangsregierung Anfang September 2021 ausgeschlossen.
China und Russland haben ihre Botschaften auch nach dem Machtwechsel offengehalten.

Vertreter der National Resistance Front (NRF) haben die internationale Gemeinschaft darum gebeten, die Taliban-
Regierung nicht anzuerkennen. Ahmad Massoud, einer der Anfiihrer der NRF, kindigte an, nach Absprachen mit
anderen Politikern eine Parallelregierung zu der von ihm als illegitim bezeichneten Talibanregierung bilden zu wollen.

Friedensverhandlungen und Abzug der internationalen Truppen
Letzte Anderung: 16.09.2021
Friedensverhandlungen

2020 fanden die ersten ernsthaften Verhandlungen zwischen allen Parteien des Afghanistan Konflikts zur Beendigung
des Krieges statt. Das lang erwartete Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban wurde Ende
Februar 2020 unterzeichnet - die damalige afghanische Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch
unterzeichnete sie dieses. Das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban enthielt das Versprechen
der US-Amerikaner, ihre noch rund 13.000 Armeeangehdrigen in Afghanistan innerhalb von 14 Monaten abzuziehen.
Auch die verbliebenen nicht-amerikanischen NATO-Truppen sollten abgezogen werden. Daflr hatten die Taliban
beispielsweise zugesichert, zu verhindern, dass ,irgendeiner ihrer Mitglieder, andere Individuen oder Gruppierungen,
einschlieBlich Al-Qaida, den Boden Afghanistans nutzt, um die Sicherheit der Vereinigten Staaten und ihrer
Verbundeten zu bedrohen”.

Die Verhandlungen mit den USA ldsten bei den Taliban ein Gefihl des Triumphs aus. Indem sie mit den Taliban
verhandelten, haben die USA sie offiziell als politische Gruppe und nicht mehr als Terroristen anerkannt [Anm.: das mit
den Taliban verbundene Haqggani-Netzwerk wird von den USA mit Stand 7.9.2021 weiterhin als Terrororganisation
eingestuft]. Gleichzeitig unterminierten die Verhandlungen aber auch die damalige afghanische Regierung, die von
den Gesprachen zwischen den Taliban und den USA ausgeschlossen wurde.

Im September 2020 starteten die Friedensgesprache zwischen der damaligen afghanischen Regierung und den Taliban
in Katar. Der Regierungsdelegation gehorten nur wenige Frauen an, aufseiten der Taliban war keine einzige Frau an
den Gesprachen beteiligt. Auch Opfer des bewaffneten Konflikts waren nicht vertreten, obwohl
Menschenrechtsgruppen dies gefordert hatten.

Die Gewalt liel3 jedoch nicht nach, selbst als afghanische Unterhandler zum ersten Mal in direkte Gesprache verwickelt
wurden. Insbesondere im Suden, herrscht trotz des Beginns der Friedensverhandlungen weiterhin ein hohes Mal3 an
Gewalt, was weiterhin zu einer hohen Zahl von Opfern unter der Zivilbevélkerung fhrt.

Mitte Juli 2021 kam es zu einem weiteren Treffen zwischen der ehemaligen afghanischen Regierung und den
Vertretern der Taliban in Katar. In einer Erklarung, die nach zweitagigen Gesprachen veroffentlicht wurde, erklarten
beide Seiten, dass sie das Leben der Zivilbevdlkerung, die Infrastruktur und die Dienstleistungen schiitzen wollen. Ein



Waffenstillstand wurde allerdings nicht beschlossen.
Abzug der Internationalen Truppen

Im April 2021 kiindigte US-Prasident Joe Biden den Abzug der verbleibenden Truppen - etwa 2.500 - 3.500 US-Soldaten
und etwa 7.000 NATO Truppen - bis zum 11.9.2021 an, nach zwei Jahrzehnten US-Militarprasenz in Afghanistan. Er
erklarte weiter, die USA wirden weiterhin ,terroristische Bedrohungen” Uberwachen und bekampfen sowie ,die
Regierung Afghanistans” und ,die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte weiterhin unterstitzen®,
allerdings ist nicht klar, wie die USA auf wahrgenommene Bedrohungen zu reagieren gedenken, sobald ihre Truppen
abziehen. Die Taliban zeigten sich von der Ankindigung eines vollstandigen und bedingungslosen Abzugs nicht
besanftigt, sondern dul3erten sich empdrt Uber die Verzogerung, da im Doha-Abkommen der 30.4.2021 als Datum fur
den Abzug der internationalen Truppen festgelegt worden war. In einer am 15.4.2021 vero6ffentlichten Erklarung
wurden Drohungen angedeutet: Der ,Bruch” des Doha-Abkommens ,6ffnet den Mudschaheddin des Islamischen
Emirats den Weg, jede notwendige Gegenmaflnahme zu ergreifen, daher wird die amerikanische Seite fur alle
zukiinftigen Konsequenzen verantwortlich gemacht werden, und nicht das Islamische Emirat”. Am 31.8.2021 zog
schlielRlich der letzte US-amerikanische Soldat aus Afghanistan ab. Schon zuvor verlie3 der bis dahin amtierende
afghanische Prasident Ashraf Ghani das Land und die Taliban lGbernahmen die Hauptstadt Kabul am 15.8.2021
kampflos.

US-amerikanische, britische und deutsche Beamte sowie internationale NGOs wie Human Rights Watch (HRW)
auBerten sich besorgt Uber die Sicherheit von ehemaligen Mitarbeitern der internationalen Streitkrafte, wahrend die
Taliban angaben, nicht gegen (ehemalige) Mitarbeiter der internationalen Truppen vorgehen zu wollen. Die Taliban
behaupteten in der Erkldrung, dass Afghanen, die fir die auslandischen ,Besatzungstruppen” gearbeitet hatten,
Jrregefihrt” worden seien und ,Reue” fur ihre vergangenen Handlungen zeigen sollten, da diese einem ,Verrat” am

Islam und an Afghanistan gleichkamen.
Sicherheitslage

Letzte Anderung: 16.09.2021

Jungste Entwicklungen - Machttbernahme der Taliban

Mit April bzw. Mai 2021 nahmen die Kampfhandlungen zwischen Taliban und Regierungstruppen stark zu, aber auch
schon zuvor galt die Sicherheitslage in Afghanistan als volatil. Laut Berichten war der Juni 2021 der bis dahin todlichste
Monat mit den meisten militérischen und zivilen Opfern seit 20 Jahren in. GemaR einer Quelle veranderte sich die Lage
seit der Einnahme der ersten Provinzhauptstadt durch die Taliban - Zaranj in Nimruz - am 6.8.2021 in
Jhalsbrecherischer Geschwindigkeit”, innerhalb von zehn Tagen eroberten sie 33 der 34 afghanischen
Provinzhauptstadte. Auch eroberten die Taliban mehrere Grenzibergange und Kontrollpunkte, was der finanziell
eingeschrankten Regierung dringend benétigte Zolleinnahmen entzog. Am 15.8.2021 floh Prasident Ashraf Ghani ins
Ausland und die Taliban zogen kampflos in Kabul ein. Zuvor waren schon Jalalabad im Osten an der Grenze zu Pakistan
gefallen, ebenso wie die nordafghanische Metropole Mazar-e Scharif. Ein Bericht fihrt den Vormarsch der Taliban in
erster Linie auf die Schwachung der Moral und des Zusammenhalts der Sicherheitskrafte und der politischen Fihrung
der Regierung zuruck. Die Kapitulation so vieler Distrikte und stadtischer Zentren ist nicht unbedingt ein Zeichen fur
die Unterstutzung der Taliban durch die Bevdlkerung, sondern unterstreicht vielmehr die tiefe Entfremdung vieler
lokaler Gemeinschaften von einer stark zentralisierten Regierung, die haufig von den Prioritaten ihrer auslandischen
Geber beeinflusst wird, auch wurde die weit verbreitete Korruption, beispielsweise unter den Sicherheitskraften, als
ein Problem genannt.

Im Panjshir-Tal, rund 55 km von Kabul entfernt, formierte sich nach der Machtiibernahme der Taliban in Kabul Mitte
August 2021 Widerstand in Form der National Resistance Front (NRF), welche von Amrullah Saleh, dem ehemaligen
Vizeprasidenten Afghanistans und Chef des National Directorate of Security [Anm.: NDS, afghan. Geheimdienst], sowie
Ahmad Massoud, dem Sohn des verstorbenen Anfuhrers der Nordallianz gegen die Taliban in den 1990ern, angefuhrt
wird. lhr schlossen sich Mitglieder der inzwischen aufgeldsten Afghan National Defense and Security Forces (ANDSF)
an, um im Panjshir-Tal und umliegenden Distrikten in Parwan und Baghlan Widerstand gegen die Taliban zu leisten.
Sowohl die Taliban, als auch die NRF betonten zu Beginn, ihre Differenzen mittels Dialog Uberwinden zu wollen.
Nachdem die US-Streitkrafte ihren Truppenabzug aus Afghanistan am 30.8.2021 abgeschlossen hatten, griffen die
Taliban das Pansjhir-Tal jedoch an. Es kam zu schweren Kdmpfen und nach sieben Tagen nahmen die Taliban das Tal



nach eigenen Angaben ein, wahrend die NRF am 6.9.2021 bestritt, dass dies geschehen sei. Mit Stand 6.9.2021 war der
Aufenthaltsort von Saleh und Massoud unklar, jedoch verkindete Massoud, in Sicherheit zu sein sowie nach
Absprachen mit anderen Politikern eine Parallelregierung zu der von ihm als illegitim bezeichneten Talibanregierung

bilden zu wollen.

Weitere Kampfhandlungen gab es im August 2021 beispielsweise im Distrikt Behsud in der Provinz Maidan Wardak und
in Khedir in Daikundi, wo es zu Scharmutzeln kam, als die Taliban versuchten, lokale oder ehemalige Regierungskrafte
zu entwaffnen. Seit der Beendigung der Kampfe zwischen den Taliban und den afghanischen Streitkraften ist die Zahl
der zivilen Opfer deutlich zuriickgegangen.

Erreichbarkeit
Letzte Anderung: 16.09.2021

Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor fur Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten Infrastrukturinvestitionen
und -optimierungen. Seit dem Fall der ersten Taliban wurde das afghanische Verkehrswesen in stadtischen und
landlichen Gebieten grundlegend erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung der ,Ring Road”, welche Zentrum und
Peripherie des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarlandern verbindet. Investitionen in ein integriertes
Verkehrsnetzwerk werden systematisch geplant und umgesetzt. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im
Bereich des Schienenverkehrs und im StraBenbau (z.B. Vervollstandigung und Instandhaltung der Kabul Ring Road, des
Salang-Tunnels, des Lapis Lazuli Korridors etc.), aber auch Investitionen aus dem Ausland zur Verbesserung und zum
Ausbau des Strallennetzes und der Verkehrswege.

Internationale Flughafen in Afghanistan

In Afghanistan gab es [vor der Machtiibernahme der Taliban] insgesamt vier internationale Flughafen; alle vier werden
far militarische und zivile Flugdienste genutzt. Trotz jahrelanger Konflikte verzeichnete die afghanische
Luftfahrtindustrie einen zahlenmaRigen Anstieg ihrer wettbewerbsfahigen Flugrouten. Daraus folgt ein erleichterter
Zugang zu Fligen fur die afghanische Bevdlkerung. Die heimischen Flugdienste sehen sich mit einer wachsenden
Konkurrenz durch verschiedene Flugunternehmen konfrontiert. Flugrouten wie Kabul - Herat und Kabul - Kandahar,
die frUher ausschlieBlich von Ariana Afghan Airlines angeboten wurden, wurden nun auch von internationalen
Fluggesellschaften abgedeckt.

Zentrale Akteure
Letzte Anderung: 16.09.2021

In Afghanistan sind unterschiedliche Gruppierungen aktiv, welche der [bis August 2021 im Amt befindlichen] Regierung
feindlich gegenuiber standen - insbesondere die Grenzregion zu Pakistan war eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche
Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP), Al-Qaida, Haggani-Netzwerk, Lashkar-e
Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan und Eastern Turkistan Movement.

Die Geschichte Afghanistans ist seit langem von der Interaktion lokaler Krafte mit dem Staat gepragt - von der
Kooptation von Stammeskraften durch dynastische Herrscher Uber die Entstehung von Partisanen- und
Mudschaheddin-Kraften nach der sowjetischen Invasion bis hin zu den anarchischen Milizkampfen, die in den 1990er
Jahren an die Stelle der Politik traten. Das Erbe der letzten Jahrzehnte der Mobilisierung und Militarisierung, der
wechselnden Loyalitdten und der Umbenennung (sog. ,re-hatting”: wenn eine bewaffnete Gruppe einen neuen
Schirmherrn oder ein neues Etikett erhalt, aber ihre Identitdt und Koharenz beibehalt) ist auch heute noch einer der
starksten Faktoren, die die afghanischen Krafte und die damit verbundene politische Dynamik pragen. Die unmittelbar
nach 2001 durchgefihrten Reformen des Sicherheitssektors und die Demobilisierungswellen haben diese nie wirklich
aufgeldst. Stattdessen wurden sie zu neuen Wegen, um die Parteinetzwerke und Klientelpolitik zu rehabilitieren oder
zu legitimieren, oder in einigen Fallen neue sicherheitspolitische Akteure und Machthaber zu schaffen. Angesichts des
Truppenabzugs der US-Streitkrafte haben verschiedene Machthaber Afghanistans, wie zum Beispiel Mohammad Ismail
Khan (von der Partei Jamiat-e Islami), Abdul Rashid Dostum (Jombesh-e Melli Islami), Mohammad Atta Noor
(Vorsitzender einer Jamiat-Fraktion), Mohammad Mohageq (Hezb-e Wahdat-e Mardom) und Gulbuddin Hekmatyar
(Hezb-e Islami), im Sommer 2021 zum ersten Mal seit 20 Jahren wieder Offentlich Uber die Mobilisierung bewaffneter
Manner auBBerhalb der afghanischen Armee- und Regierungsstrukturen gesprochen. Wahrend die Prasenz von Milizen



fur viele Afghanen seit Jahren eine lokale Tatsache ist, wurde [in der Ara der afghanischen Regierungen 2001 -
15.8.2021] doch noch nie so deutlich 6ffentlich die Notwendigkeit einer Mobilisierung gesprochen oder der Wunsch,
autonome Einflusssphdren zu schaffen, gedufBert.

Taliban
Letzte Anderung: 14.09.2021

Die Taliban sind seit Jahrzehnten in Afghanistan aktiv. Die Taliban-Fihrung regierte Afghanistan zwischen 1996 und
2001, als sie von US-amerikanischen/internationalen Streitkraften entmachtet wurde. Nach ihrer Entmachtung hat sie
weiterhin einen Aufstand gefuhrt. 2018 begannen die USA Verhandlungen mit einer Taliban-Delegation in Doha, im
Februar 2020 wurde der Vertrag, in welchem sich die US-amerikanische Regierung zum Truppenabzug verpflichtete,
unterschrieben, wobei die US-Truppen bis Ende August 2021 aus Afghanistan abzogen. Nachdem der bisherige
Prasident Ashraf Ghani am 15.8.2021 aus Afghanistan geflohen war, nahmen die Taliban die Hauptstadt Kabul als die
letzte aller groRen afghanischen Stadte ein. Die Taliban-Fihrung kehrte daraufhin aus Doha zuruick, wo sie erstmals
2013 ein politisches Biiro erdffnet hatte. Im September 2021 kiindigten sie die Bildung einer ,Ubergangsregierung” an.
Entgegen friherer Aussagen handelt es sich dabei nicht um eine ,inklusive” Regierung unter Beteiligung
unterschiedlicher Akteure, sondern um eine reine Talibanregierung.

Seit 2001 hat die Gruppe einige SchlUsselprinzipien beibehalten, darunter eine strenge Auslegung der Scharia in den
von ihr kontrollierten Gebieten. Die Taliban sind eine religiés motivierte, religiés konservative Bewegung, die das, was
sie als ihre zentralen ,Werte" betrachten, nicht aufgeben wird. Wie sich diese Werte in einer kiinftigen Verfassung
widerspiegeln und in der konkreten Politik zum Tragen kommen, hangt von den taglichen politischen Verhandlungen
zwischen den verschiedenen politischen Kraften und dem Krafteverhaltnis zwischen ihnen ab. Aufgrund der schnellen
und umfangreichen militérischen Siege der Taliban im Sommer 2021 hat die Gruppierung nun jedoch wenig Grund, die
Macht mit anderen Akteuren zu teilen.

Struktur und Fuhrung der Taliban
Letzte Anderung: 16.09.2021

Die Taliban bezeichneten sich [vor ihrer Machtibernahme] selbst als das Islamische Emirat Afghanistan. Sie
positionierten sich als Schattenregierung Afghanistans. lhre Kommissionen und Fihrungsgremien entsprachen den
Verwaltungsamtern und -pflichten einer typischen Regierung, die in weiten Teilen Afghanistans eine Parallelverwaltung
betrieb. Die Regierungsstruktur und das militarische Kommando der Taliban sind in der Layha, einem Verhaltenskodex
der Taliban, definiert, welche zuletzt 2010 verd&ffentlicht wurde.

Die wichtigsten Entscheidungen werden von einem Fihrungsrat getroffen, der nach seinem langjahrigen Versteck auch
als Quetta-Schura bezeichnet wird. Dem Rat gehdren neben dem Taliban-Chef und dessen Stellvertretern rund zwei
Dutzend weitere Personen an. Die Mitglieder der Quetta-Schura sind vor allem Vertreter des Talibanregimes von 1996-
2001. Neben der Quetta-Schura, welche [vor der Machtiibernahme der Taliban in Kabul] die Talibanangelegenheiten in
elf Provinzen im Suden, Stidwesten und Westen Afghanistans regelte, gibt es beispielsweise auch die Peshawar-Schura,
welche diese Aufgabe in 19 weiteren Provinzen Gbernommen hat, sowie auch die Miran Shah-Schura. Das Haqqani-
Netzwerk mit seinen Kommandanten in Ostafghanistan und Pakistan hat enge Verbindungen zu den beiden
letztgenannten Schuras.

Die Quetta-Schura Ubt eine gewisse Kontrolle Gber die rund ein Dutzend verschiedenen Kommissionen aus, welche als
+Ministerien” fungierten. Die Taliban unterhielten [vor ihrer Machtibernahme in Kabul] beispielsweise eine
Kommission fur politische Angelegenheiten mit Sitz in Doha, welche im Februar 2020 die Friedensverhandlungen mit
den USA abschloss. Nach Angaben des Talibansprechers Zabihullah Mujahid hat diese Kommission keine direkte
Kontrolle Uber die Talibankdmpfer in Afghanistan. Die militdrischen Kommandostrukturen bis hinunter zur Provinz-
und Distriktebene unterstehen namlich der Kommission fir militédrische Angelegenheiten.

Die hochste Instanz in religidsen, politischen und militarischen Angelegenheiten ist Mullah Haibatullah Akhundzada. Er
ist seit 2016 der ,Amir al Muminin” oder ,Emir der Glaubigen”, ein Titel, der ihm von Aiman Al-Zawahiri, dem Anflihrer
von Al-Qaida, verliehen wurde. Er hat drei Stellvertreter: 1.) der Stellvertreter fir Politisches ist Mullah Abdul Ghani
Baradar, der Leiter der Kommission fur politische Angelegenheiten und Vorsitzender des Verhandlungsteams der
Taliban in Doha; 2.) der Stellvertreter fur die stdlichen Provinzen und Leiter der militdrischen Operationen bzw. der



einflussreichen Kommission fur militérische Angelegenheiten ist Mullah Mohammad Yaqoob; 3.) der Stellvertreter fur
die 6stlichen Provinzen ist Sirajuddin Haggani, der auch der Anfuhrer des Haqqani-Netzwerks und der Miran Shah-
Schura ist. Im September 2021 wurde angekiindigt, dass Baradar in der ,Ubergangsregierung” die Position des
stellvertretenden Vorsitzenden des Ministerrats einnehmen wird, Yaqoob soll Verteidigungsminister werden,
Sirajuddin  Haggani Innenminister. Haibatullah Akhunzada wird sich als ,Oberster FUhrer” auf religiose
Angelegenheiten und die Regierungsfuhrung im Rahmen des Islam konzentrieren.

Die Taliban treten nach auf3en hin geeint auf, trotz Berichten Uber interne Spannungen oder Spaltungen. Im Juni 2021
berichtete der UN-Sicherheitsrat, dass die unabhangigen Operationen und die Macht von Taliban-Kommandanten vor
Ort fir den FUhrungsrat der Taliban (die Quetta-Schura) zunehmend Anlass zur Sorge sind. Spannungen zwischen der
politischen Fuhrung und einigen militdrischen Befehlshabern sind Ausdruck anhaltender interner Rivalitaten,
Stammesfehden und Meinungsverschiedenheiten Uber die Verteilung der Einnahmen der Taliban. Zuletzt wurde auch
Uber interne Meinungsverschiedenheiten bei der Regierungsbildung berichtet, was vom offiziellen Sprecher der
Taliban jedoch dementiert wurde.

Die Taliban sind somit keine monolithische Organisation. GemaR einem Experten fir die Organisationsstruktur der
Taliban unterstehen nur rund 40 - 45 Prozent der Truppen der Talibanfihrung. Rund 35 Prozent werden von
Sirajuddin Haqgani, dem Kopf des Haggani-Netzwerks und Stellvertreter von Mullah Akhundzada angeflihrt, weitere
ca. 25 Prozent von Taliban aus dem Norden des Landes (Tadschiken und Usbeken). Was militdrische Operationen
betrifft, so handelt es sich um einen vernetzten Aufstand mit einer starken Fihrung an der Spitze und dezentralisierten
lokalen Befehlshabern, die Ressourcen auf Distriktebene mobilisieren kénnen.

Verfolgungspraxis der Taliban, neue technische Méglichkeiten
Letzte Anderung: 16.09.2021

Nach der Machtibernahme der Taliban wurde berichtet, dass die Taliban auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern
der internationalen Streitkrafte oder der afghanischen Regierung von TUr zu Tdr gingen und deren Angehorige
bedrohten. Ein Mitglied einer Rechercheorganisation, welche einen (nicht 6ffentlich zuganglichen) Bericht zu diesem
Thema fir die Vereinten Nationen verfasste, sprach von einer ,schwarzen Liste” der Taliban und grolRer Gefahr fur
jeden, der sich auf dieser Liste befande. Gemal einem friheren Mitglied der afghanischen Verteidigungskrafte ist bei
der Vorgehensweise der Taliban nun neu, dass sie mit einer Namensliste von Haus zu Haus gehen und Personen auf
ihrer Liste suchen.

Die Taliban sind in den sozialen Medien aktiv, unter anderem zu Propagandazwecken. Gegenwartig nutzt die
Gruppierung soziale Medien und Internettechnik jedoch nicht nur fur Propagandazwecke und ihre eigene
Kommunikation, sondern auch, um Gegner des Taliban-Regimes aufzuspiren. Einem afghanischen Journalisten
zufolge verwenden die Taliban soziale Netzwerke wie Facebook und LinkedIn derzeit intensiv, um jene Afghanen zu
identifizieren, die mit westlichen Gruppen und der US-amerikanischen Hilfsagentur USAID zusammengearbeitet
haben. Auch wurde berichtet, dass die Taliban bei Kontrollpunkten Telefone durchsuchen, um Personen mit
Verbindungen zu westlichen Regierungen oder Organisationen bzw. zu den [ehemaligen] afghanischen Streitkraften
(ANDSF) zu finden. Viele afghanische Burgerinnen und Burger, die fir die internationalen Streitkrafte, internationale
Organisationen und fir Medien gearbeitet haben, oder sich in den sozialen Medien kritisch gegenlber den Taliban
auBerten, haben aus Angst vor einer Verfolgung durch die Taliban ihre Profile in den sozialen Medien daher geldscht.

Unter anderem werten die Taliban auch aktuell im Internet verfigbare Videos und Fotos aus. Sie verfligen Uber
Spezialkrafte, die in Sachen Informationstechnik und Bildforensik gut ausgebildet und ausgerUstet sind. lhre
Bildforensiker arbeiten gemdafl einem Bericht vom August 2021 auf dem neuesten Stand der Technik der
Bilderkennung und nutzen beispielsweise Gesichtserkennungssoftware. Im Rahmen der Berichterstattung Uber auf der
Flucht befindliche Ortskrafte wurden von Medien unverpixelte Fotos verdffentlicht, welche fir Personen, welche sich
nun vor den Taliban verstecken, gefahrlich werden kénnen.

Im Zuge ihrer Offensive haben die Taliban Gerate zum Auslesen von biometrischen Daten erbeutet, welche ihnen die
Identifikation von Hilfskraften der internationalen Truppen erleichtern kénnte [Anm.: sog. HIIDE (,Handheld
Interagency Identity Detection Equipment”)-Gerate]. Zum gegenwadrtigen Zeitpunkt ist nicht genau bekannt, zu welchen
Datenbanken die Taliban Zugriff haben. Laut Experten bieten die von den Taliban erlangten US-Geratschaften nur
begrenzten Zugang zu biometrischen Daten, die noch immer auf sicheren Servern gespeichert sind. Recherchen



zeigten jedoch, dass eine gréBere Bedrohung von den Datenbanken der afghanischen Regierung selbst ausgeht, die
sensible persénliche Informationen enthalten und zur Identifizierung von Millionen von Menschen im ganzen Land
verwendet werden konnten. Betroffen sein konnte beispielsweise eine Datenbank, welche zum Zweck der
Gehaltszahlung Angaben von Angehorigen der [ehemaligen] afghanischen Armee und Polizei enthalt (das sog. Afghan
Personnel and Pay System, APPS), aber auch andere Datenbanken mit biometrischen Angaben, welche die afghanische
Regierung zur Erfassung ihrer Burger anlegte, beispielsweise bei der Beantragung von Dokumenten, Bewerbungen fur
Regierungsposten oder Anmeldungen zur Aufnahmeprifung fir das Hochschulstudium. Eine Datenbank des
[ehemaligen] afghanischen Innenministeriums, das Afghan Automatic Biometric Identification System (AABIS), sollte
gemal’ Planen bis 2012 bereits 80 % der afghanischen Bevélkerung erfassen, also etwa 25 Millionen Menschen. Es gibt
zwar keine offentlich zuganglichen Informationen daruber, wie viele Datensatze diese Datenbank bis zum heutigen
Zeitpunkt enthalt, aber eine unbestatigte Angabe beziffert die Zahl auf immerhin 8,1 Millionen Datensatze. Trotz der
Vielzahl von Systemen waren die unterschiedlichen Datenbanken allerdings nie vollstdndig miteinander verbunden.

Nach der Machtibernahme der Taliban hat Google einem Insider zufolge eine Reihe von E- Mail-Konten der bisherigen
Kabuler Regierung vorlaufig gesperrt. Etwa zwei Dutzend staatliche Stellen in Afghanistan sollen die Server von Google
far E-Mails genutzt haben. Nach Angaben eines Experten ware dies eine ,wahre Fundgrube an Informationen” fir die
Taliban, allein eine Mitarbeiterliste auf einem Google Sheet sei mit Blick auf Berichte tber Repressalien gegen bisherige
Regierungsmitarbeiter ein grol3es Problem. Mehrere afghanische Regierungsstellen nutzten auch E-Mail-Dienste von
Microsoft, etwa das AuRenministerium und das Prasidialamt. Unklar ist, ob das Softwareunternehmen MaRnahmen
ergreift, um zu verhindern, dass Daten in die Hande der Taliban fallen. Ein Experte sagte, er halte die von den USA
aufgebaute IT-Infrastruktur fur einen bedeutenden Faktor fir die Taliban. Dort gespeicherte Informationen seien
~wahrscheinlich viel wertvoller fiir eine neue Regierung als alte Hubschrauber”.

Da die Taliban Kabul so schnell einnahmen, hatten viele Bliros zudem keine Zeit, Beweise zu vernichten, die sie in den
Augen der Taliban belasten. Berichten zufolge wurden von der britischen Botschaft beispielsweise Dokumente
zurlickgelassen, welche persdnliche Daten von afghanischen Ortskraften und Bewerbern enthielten.

Im Rahmen der Evakuierungsbemuihungen von Auslandern und afghanischen Ortskraften nach der Machtibernahme
der Taliban in Kabul gaben US-Beamte den Taliban eine Liste mit den Namen US-amerikanischer Staatsbuirger, Inhaber
von Green Cards [Anm.: US-amer. Aufenthaltsberechtigungskarten] und afghanischer Verbindeter, um ihnen die
Einreise in den von den Taliban kontrollierten AuRenbereich des Flughafens von Kabul zu gewahren - eine
Entscheidung, die kritisiert wurde. GemaR einem Vertreter der US-amerikanischen Streitkrafte hatte die US-Regierung
die betroffenen Afghanen somit auf eine ,Todesliste” gesetzt, wobei US-Prasident Biden in einer Pressekonferenz
darauf angesprochen meinte, dass auf der Liste befindliche Afghanen von den Taliban bei den Kontrollen
durchgelassen wurden.

Verfolgung von Zivilisten und ehemaligen Mitgliedern der Streitkrafte

Bereits vor der Machtibernahme intensivierten die Taliban gezielte Tétungen von wichtigen Regierungsvertretern,
Menschenrechtsaktivisten und Journalisten. Die Taliban kindigten nach ihrer Machtiibernahme an, dass sie keine
Vergeltung an Anhangern der friheren Regierung oder an Verfechtern verfassungsmaRig garantierter Rechte wie der
Gleichberechtigung von Frauen, der Redefreiheit und der Achtung der Menschenrechte Uben werden. Es gibt jedoch
glaubwiirdige Berichte (iber schwerwiegende Ubergriffe von Taliban-Kdmpfern, die von der Durchsetzung strenger
sozialer Einschrankungen bis hin zu Verhaftungen, Hinrichtungen im Schnellverfahren und Entfihrungen junger,
unverheirateter Frauen reichen. Einige dieser Taten scheinen auf lokale Streitigkeiten zurickzufihren oder durch
Rache motiviert zu sein; andere scheinen je nach den lokalen Befehlshabern und ihren Beziehungen zu den Fihrern
der Gemeinschaft zu variieren. Es ist nicht klar, ob die Taliban-Fihrung ihre eigenen Mitglieder fur Verbrechen und
Ubergriffe zur Rechenschaft ziehen wird. Auch wird berichtet, dass es eine neue Strategie der Taliban sei, die
Beteiligung an gezielten Tétungen zu leugnen, wahrend sie ihren Kdmpfern im Geheimen derartige Tétungen befehlen.
Einem Bericht zufolge kann derzeit jeder, der eine Waffe und traditionelle Kleidung tragt, behaupten, ein Talib zu sein,
und Durchsuchungen und Beschlagnahmungen durchfihren. Die Taliban-Kdmpfer auf der StraRe kontrollieren die
Bevolkerung nach eigenen Regeln und entscheiden selbst, was unangemessenes Verhalten, Frisur oder Kleidung ist.
Frihere Angehorige der Sicherheitskrafte berichten, dass sie sich weniger vor der Taliban-Fiihrung als vor den
einfachen Kdmpfern flrchten wirden.



Es wurde von Hinrichtungen von Zivilisten und Zivilistinnen sowie ehemaligen Angehdrigen der afghanischen
Sicherheitskrafte und Personen, die vor kurzem Anti-Taliban-Milizen beigetreten waren, berichtet. In der Provinz
Ghazni soll es zur gezielten Tétung von neun Hazara-Mannern gekommen sein. Wahrend die Nachrichten aus weiten
Teilen des Landes aufgrund der SchlieBung von Medienzweigstellen und der Einschilichterung von Journalisten durch
die Taliban sparlich sind, gibt es Berichte tber die Verfolgung von Journalisten und die Entfihrung einer
Menschenrechtsanwaltin. Die Taliban haben in den Tagen nach ihrer Machtibernahme systematisch in den von ihnen
neu eroberten Gebieten Haftlinge aus den Gefangnissen entlassen: Eine Richterin wie auch eine Polizistin gaben an,
von ehemaligen Haftlingen verfolgt bzw. von diesen identifiziert und daraufhin von den Taliban verfolgt worden zu

sein.

Rekrutierungsstrategien

Letzte Anderung: 16.09.2021

[Vor der Machtibernahme der Taliban im August 2021 stellte sich die Lage folgendermallen dar:]

Ein Bericht Uber die Rekrutierungspraxis der Taliban [vor ihrer Machtibernahme im August 2021] teilte die Taliban-
Kampfer in zwei Kategorien: professionelle Vollzeitkampfer, die oft in den Madrassen rekrutiert wurden, und Teilzeit-

Kampfer vor Ort, die gegenuber einem lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet waren.

Es besteht relativer Konsens dartiber, wie die Rekrutierung fiir die Streitkrafte der Taliban erfolgte: Sie lief
hauptsachlich Gber bestehende traditionelle Netzwerke und organisierte Aktivitdten im Zusammenhang mit religiésen
Institutionen. Layha, der Verhaltenskodex der Taliban enthalt einige Bestimmungen Uber verschiedene Formen der
Einladung sowie Bestimmungen, wie sich die Kader verhalten sollen, um Menschen zu gewinnen und Sympathien
aufzubauen. Eine der Sonderkomitees der Quetta Schura [Anm.: militante afghanische Organisation der Taliban mit
Basis in Quetta/Pakistan] war fir die Rekrutierung verantwortlich. UNAMA hat Félle der Rekrutierung und des
Einsatzes von Kindern durch die Taliban dokumentiert, um IEDs (Improvised Explosive Devices) zu platzieren,
Sprengstoff zu transportieren, bei der Sammlung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse zu helfen und
Selbstmordattentate zu vertben, wobei auch positive Schritte von der Taliban-Kommission fur die Verhltung ziviler
Opfer und Beschwerden unternommen wurden, um Falle von Rekrutierung und Einsatz von Kindern zu untersuchen
und korrigierend einzugreifen.

In Gebieten, in denen regierungsfeindliche Gruppen in der Vergangenheit Kontrolle ausubten, gab es eine Vielzahl an
Methoden, um Kampfer zu rekrutieren, darunter auch solche, die auf Zwang basieren, wobei der Begriff
Zwangsrekrutierung von Quellen unterschiedlich interpretiert und Informationen zur Rekrutierung unterschiedlich
kategorisiert werden. Grundsatzlich hatten die Taliban keinen Mangel an freiwilligen Rekruten und machten nur in
Ausnahmefallen von Zwangsrekrutierung Gebrauch. Druck und Zwang, den Taliban beizutreten, waren jedoch nicht
immer gewalttatig. Landinfo versteht Zwang im Zusammenhang mit Rekrutierung dahingehend, dass jemand, der sich
einer Mobilisierung widersetzt, speziellen ZwangsmaRnahmen und Ubergriffen (zumeist kérperlicher Bestrafung)
durch den Rekrutierer ausgesetzt ist. Die ZwangsmaBnahmen kénnen auch andere schwerwiegende MalRnahmen
beinhalten und gegen Dritte, beispielsweise Familienmitglieder, gerichtet sein. Auch wenn jemand keinen Drohungen
oder kérperlichen Ubergriffen ausgesetzt ist, kénnen Faktoren wie Armut, kulturelle Gegebenheiten und Ausgrenzung
die Unterscheidung zwischen freiwilliger und zwangsweiser Beteiligung zum Verschwimmen bringen.

Sympathisanten der Taliban waren Einzelpersonen und Gruppen von, vielfach jungen, desillusionierten Mannern. lhre
Motive waren der Wunsch nach Rache und Heldentum, gepaart mit religiosen und wirtschaftlichen Griinden. Sie
fahlten sich nicht zwingend den zentralen Werten der Taliban verpflichtet. Die meisten haben das Vertrauen in das
Staatsbildungsprojekt verloren und glaubten nicht langer, dass es moglich ist, ein sicheres und stabiles Afghanistan zu
schaffen. Viele schlossen sich den Aufstindischen aus Angst oder Frustration (ber die Ubergriffe auf die
Zivilbevolkerung an. Armut, Hoffnungslosigkeit und fehlende Zukunftsperspektiven waren die wesentlichen
Erklarungsgriande.

Vor einigen Jahren waren Mittel wie Pamphlete, DVDs und Zeitschriften bis hin zu Radio, Telefon und web-basierter
Verbreitung wichtige Instrumente des Propagandaapparats der Taliban. Wahrend Internet und soziale Medien wie
Twitter, Blogs und Facebook sich in den letzten Jahren zu sehr wichtigen Foren und Kanalen fur die Verbreitung der
Botschaft dieser Bewegung entwickelt haben, dienen sie auch als Instrument fiir die Anwerbung. Uber die sozialen
Medien konnten die Taliban mit Sympathisanten und potenziellen Rekruten Kontakt aufnehmen. Die Taliban haben



verstanden, dass ohne soziale Medien kein Krieg gewonnen werden kann. Sie haben ein umfangreiches
Kommunikations- und Mediennetzwerk fur Propaganda und Rekrutierung aufgebaut. Zusatzlich unternahmen die
Taliban personlich und direkt Versuche, die Menschen von ihrer Ideologie und Weltanschauung zu tberzeugen, damit
sie die Bewegung unterstutzen. Ein Gutteil dieser Aktivitaten lief Uber religiose Netzwerke.

Die Entscheidung, Rekruten zu mobilisieren, wird von den Familienoberhduptern, Stammesaltesten und
Gemeindevorstehern getroffen. Dadurch wird dies nicht als Zwangsrekrutierung wahrgenommen, da die
Entscheidungen der Anfihrer als legitim und akzeptabel gesehen werden. Personen, die sich dem widersetzen, gehen
ein Risiko ein, dass sie oder ihre Familien bestraft oder getotet werden, wenngleich die Taliban nachsichtiger als der
ISKP seien und lokale Entscheidungen eher akzeptieren wirden. Andererseits wurde berichtet, dass es in Gebieten, die
von den Taliban kontrolliert wurden oder in denen die Taliban stark prasent waren, de facto unmdglich war, offenen
Widerstand gegen die Bewegung zu leisten.

Die erweiterte Familie konnte angeblich auch eine Zahlung leisten, anstatt Rekruten zu stellen. Diese Praktiken
implizieren, dass es die armsten Familien waren, die Kdmpfer stellten, da sie keine Mittel haben, um sich freizukaufen.

Die Taliban wandten, laut Berichten von NGOs und UN, Tduschung, Geldzusagen, falsche religioése Zusammenhdnge
oder Zwang an, um Kinder zu Selbstmordattentaten zu bewegen, teilweise wurden die Kinder zur Ausbildung nach
Pakistan gebracht. Im Jahr 2020 gab es laut UNAMA insgesamt 196 Jungen, hauptsachlich im Norden und Nordosten
des Landes, die sowohl von den Taliban als auch von den afghanischen Sicherheitskraften rekrutiert wurden. Es ist
wichtig anzumerken, dass Falle der Rekrutierung und des Einsatzes von Kindern in Afghanistan aufgrund der damit
verbundenen Sensibilitdt und der Sorge um die Sicherheit der Kinder in hohem Mal3e unterreprasentiert sind.

[Anmerkung: Uber die Auswirkung der Machtibernahme durch die Taliban im August 2021 auf die
Rekrutierungsstrategien der Gruppierung sind noch keine validen Informationen bekannt]

Rechtsschutz/Justizwesen
Letzte Anderung: 14.09.2021

Die Taliban kundigten nach ihrer Machtibernahme im August 2021 an, dass zuklnftig eine islamische Regierung von
islamischen Gesetzen angeleitet werden soll, das Regierungssystem solle auf der Scharia basieren. Sie blieben dabei
allerdings sehr vage bezlglich der konkreten Auslegung. ,Scharia” bedeutet auf Arabisch ,der Weg" und bezieht sich
auf ein breites Spektrum an moralischen und ethischen Grundsatzen, die sich aus dem Koran sowie aus den
Aussprichen und Praktiken des Propheten Mohammed ergeben. Die Grundsatze variieren je nach der Auslegung
verschiedener Gelehrter, die Denkschulen gegriindet haben, denen die Muslime folgen und die sie als Richtschnur fur
ihr tagliches Leben nutzen. Die Auslegung der Scharia ist in der muslimischen Welt Gegenstand von Diskussionen. Jene
Gruppen und Regierungen, die ihr Rechtssystem auf die Scharia stlitzen, haben dies auf unterschiedliche Weise getan.
Wenn die Taliban sagen, dass sie die Scharia einfuhren, bedeutet das nicht, dass sie dies auf eine Weise tun, der
andere islamische Gelehrte oder islamische Autoritaten zustimmen wirden. Sogar in Afghanistan haben sowohl die
Taliban, die das Land zwischen 1996 und 2001 regierten, als auch die Regierung von Ashraf Ghani behauptet, das
islamische Recht zu wahren, obwohl sie unterschiedliche Rechtssysteme hatten.

Die Auslegung des islamischen Rechts durch die Taliban entstammt nach Angaben eines Experten dem Deobandi-
Strang der Hanafi-Rechtsprechung - einem Zweig, der in mehreren Teilen Stidostasiens, darunter Pakistan und Indien,
anzutreffen ist - und der eigenen gelebten Erfahrung als Uberwiegend landliche und stammesbezogene Gesellschaft.
Als die Taliban 1996 an die Macht kamen, setzten sie strenge Kleidervorschriften fir Manner und Frauen durch und
schlossen Frauen weitgehend von Arbeit und Bildung aus. Die Taliban fiihrten auchstrafrechtliche Bestrafungen
(hudood) im Einklang mit ihrer strengen Auslegung des islamischen Rechts ein, darunter 6ffentliche Hinrichtungen von
Menschen, die von Taliban-Richtern des Mordes oder des Ehebruchs fur schuldig befunden wurden, und

Amputationen fur diejenigen, die aufgrund von Diebstahl verurteilt wurden.

[Weitergehende Informationen zum konkreten Rechtssystem und Justizwesen unter der im Entstehen begriffenen

Talibanregierung sind zum aktuellen Zeitpunkt mit September 2021 noch nicht bekannt]
Religionsfreiheit

Letzte Anderung: 14.09.2021



Etwa 99% der afghanischen Bevolkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten auf 10
bis 19% der Gesamtbevolkerung geschatzt. Andere Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha'i und
Christen machen weniger als 0,3% der Bevolkerung aus. Genaue Angaben zur GréRe der christlichen Gemeinschaft
sind nicht vorhanden. Der letzte bislang in Afghanistan lebende Jude hat nach der Machtibernahme der Taliban das
Land verlassen. Die muslimische Gemeinschaft der Ahmadi schatzt, dass sie landesweit 450 Anhanger hat, gegenuber
600 im Jahr 2017. Genaue Angaben zur GroRBe der Gemeinschaft der Ahmadi und der christlichen Gemeinschaft sind

nicht vorhanden.

In den funf Jahren vor der Machtibernahme der Taliban im August 2021 gab es keine Berichte Uber staatliche
Verfolgungen wegen Blasphemie oder Apostasie; jedoch berichteten Personen, die vom Islam konvertieren, dass sie
weiterhin die Annullierung ihrer Ehen, die Ablehnung durch ihre Familien und Gemeinschaften, den Verlust ihres

Arbeitsplatzes und moglicherweise die Todesstrafe riskierten.

In Hinblick auf die Gesprache im Rahmen des Friedensprozesses, dul3erten einige Sikhs und Hindus ihre Besorgnis
daruber, dass in einem Umfeld nach dem Konflikt von ihnen verlangt werden kénnte, gelbe (Stirn-)Punkte, Abzeichen

oder Armbinden zu tragen, wie es die Taliban wahrend ihrer Herrschaft von 1996 bis 2001 vorgeschrieben hatten.

[Anmerkung: Uber die Auswirkung der Machtiibernahme durch die Taliban im August 2021 auf Religionsfreiheit sind

noch keine validen Informationen bekannt]
Ethnische Gruppen
Letzte Anderung: 16.09.2021

In Afghanistan leben laut Schatzungen zwischen 32 und 37,5 Millionen Menschen. Zuverldssige statistische Angaben zu
den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht. Schatzungen zufolge sind die gro3ten
Bevolkerungsgruppen: 32 bis 42% Paschtunen, ca. 27% Tadschiken, 9 bis 20% Hazara, ca. 9% Usbeken, 2% Turkmenen

und 2% Belutschen.

Neben den alten Blécken der Islamisten und linksgerichteten politischen Organisationen [Anm.: welche oftmals vor
dem Einmarsch der Sowjetunion in Afghanistan entstanden] mobilisieren politische Parteien in Afghanistan
vornehmlich entlang ethnischer Linien, wobei letztere Tendenz durch den Krieg noch weiter zugenommen hat.

Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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